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Stellungnahme des DVK e.V. zum Referentenentwurf der Akkreditierungsstellenge-
bührenverordnung – AkkStelleGebV

Der größte Teil der Mitglieder des DVK e.V. ist von jeder Änderung der Akkreditierungsstel-
lengebührenverordnung (AkkStelleGebV) in erheblichem Umfang betroffen. Daher ist sowohl
die transparente Gestaltung als auch die Nachvollziehbarkeit bei der Ermittlung der Höhe der
Akkreditierungskosten (Gebühren) von großer Bedeutung. Deren Rechtmäßigkeit sowie eine
„gerechte“ Erhebung sei der Vollständigkeit wegen ebenfalls erwähnt.

Die vollständige Umstellung auf Zeitgebühren im Entwurf vermittelt den Eindruck von Transpa-
renz, ohne allerdings eine Möglichkeit der Überprüfung hinsichtlich Plausibilität und Wirtschaft-
lichkeit zu bieten. Bereits in der Vergangenheit führten aufwändige Strukturen und langwierige
Prozesse zu kostenintensiver Leistungserstellung und eine in Teilen problematische Zusam-
menarbeit mit den „Befugnis erteilenden Behörden“ (BeB). Daher ist weder ein Ende der lan-
gen Bearbeitungszeiten noch der steigenden Akkreditierungskosten zu erwarten. Diese zu-
sammen mit unklaren Abstimmungen führten leider zu Doppelbegutachtungen (siehe hierzu
auch Studie „Evaluierung der deutschen Akkreditierungsstruktur“ von Mai 2016).

Die Kalkulation der Stundensätze wird nicht offengelegt. Damit entfällt die Möglichkeit einer
Kontrolle des prognostizierten oder angesetzten Leistungserbringungsumfanges. Auch die
Anforderung einer aussagekräftigen Kostenschätzung sollte auf der Grundlage der inzwischen
bei der DAkkS vorliegenden Erfahrungen nicht so unverbindlich sein wie dargestellt.

Eine, nicht im Verordnungstext, sondern lediglich in der Begründung, enthaltene Evaluierung
darf sich nicht allein auf die Überprüfung der Gebührensätze beschränken. Dazu ist u.a. ne-
ben der Überprüfung typischer Tatbestände der Leistungserbringung auch die Begutachtungs-
tiefe, -umfang und -frequenz heran zu ziehen, um zu einer Aussage hinsichtlich der Kostenef-
fizienz zu kommen.

Die für die Wirtschaft erwarteten Mehrkosten, von denen auch das BMWi selbst ausgeht, ha-
ben leider nicht zu einer Abschätzung der Rechtsfolgen bzw. der Kosten geführt. Ein Vergleich
der bisherigen mit den zukünftigen Stundenverrechnungssätzen (100 €/Std. bisher, zukünftig
147 / 116 / 120 €/Std.) macht aber die Richtung deutlich. Modellhafte Rechnungen für typische
Akkreditierungstätigkeiten können daher Steigerungen von 40 % bis 80 % leider nicht aus-
schließen, sind aber unter marktüblichen Bedingungen nur kaum erzielbar.

Dies alles führt für die KBS zu einer deutlichen Verschlechterung der Kostenstruktur. Zumin-
dest die KBS, die Kostensteigerungen nicht oder nur unzureichend kompensieren können,
werden sich Markterschwernissen ausgesetzt sehen. Dies führt in der weiteren Folge mög-
licherweise sogar zu Einschränkungen der Akkreditierung, besonders in Bereichen, in denen
sie nicht zwingend ist.
In der Folge wird die Prüfung europäischer und / oder internationaler Akkreditierungsmöglich-
keiten, zu Lasten Deutschlands, auch mit auf die Tagesordnung gelangen.
Diese Verbändeanhörung zeigt durchaus noch Diskussionsbedarf, dem angesichts der Trag-
weite der beabsichtigen Änderung nicht ausgewichen werden sollte.


